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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Anfang März 2023 reichten Philippe Bauer (fdp, NE; Po. 23.3087) und Philippe
Nantermod (fdp, VS; Po. 23.3070) in ihrer jeweiligen Kammer zwei gleichlautende
Postulate ein, mit denen sie vom Bundesrat verlangten, die Arbeitsbedingungen –
beispielsweise bezüglich Lohn, Arbeitszeit und Rente – im öffentlichen,
halböffentlichen und privaten Sektor für Stellen auf Bundes- und Kantonsebene zu
vergleichen. So habe eine Studie der Universität Luzern gezeigt, dass Arbeitnehmende
mit gleichen Eigenschaften bei staatlichen Stellen höhere Löhne erhielten als
diejenigen in der Privatwirtschaft. Dies führe gemäss Bauer zu unlauterem Wettbewerb,
weil die privaten Unternehmen nicht über dieselben finanziellen Mittel verfügten wie
der öffentliche Sektor und damit auf dem Arbeitsmarkt weniger attraktiv seien. 
In seiner Stellungnahme Anfang Mai 2023 beantragte der Bundesrat, die Postulate
anzunehmen. Er betonte allerdings, dass er den Vergleich auf die Bundesverwaltung
beschränken werde. 
In der Sommersession 2023 nahm der Ständerat den Vorstoss Bauer stillschweigend an.
Obwohl der Bundesrat damit bereits einen entsprechenden Auftrag erhalten hatte,
bekämpften Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) das Postulat
Nantermod im Nationalrat. In der Herbstsession sprach sich dieser dann mit 125 zu 67
Stimmen ebenfalls für Annahme aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von
Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion. 1

POSTULAT
DATUM: 31.05.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitszeit

Im Juni 2022 verlangte Baptiste Hurni (sp, NE) in einer parlamentarischen Initiative,
dass Arbeitnehmende zukünftig mindestens fünf Ferienwochen pro Jahr und junge
Arbeitnehmende bis zum vollendeten 20. Altersjahr mindestens sechs Ferienwochen
jährlich erhalten. Dies sollte mit einer Änderung des OR erreicht werden. Hurni
begründete seinen Vorstoss damit, dass die Veränderungen in der Arbeitswelt, wie etwa
erhöhte Flexibilität, mehr Überstunden und eine stärkere Vermischung von Privat- und
Berufsleben, mehr Zeit zur Erholung nötig machten. 
Die RK-NR beantragte im Februar 2023 mit 16 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge
zu geben. In der nationalrätlichen Debatte in der Frühjahrssession 2023 betonte
Alexandre Berthoud (fdp, GE) für die Kommission, dass die Schweizer Bevölkerung
bereits im Jahr 2012 die Volksinitiative für die Einführung von sechs Ferienwochen
abgelehnt habe. Zudem dürften die Arbeitgebenden schon jetzt mehr als vier
Ferienwochen anbieten. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und entschied mit
121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu
geben. Einzig die SP- und die Grüne-Fraktion hatten die Initiative unterstützt, welche
mit diesem Entscheid erledigt war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Im September 2019 verlangte Mathias Reynard (sp, VS) in einer Motion ein Recht auf
Abschalten. Seine Motion wollte die Arbeitgebenden mit einer Änderung des
Obligationenrechts verpflichten, Massnahmen zur Einschränkung der Nutzung digitaler
Hilfsmittel durch die Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit zu treffen. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion, da sich das Recht
auf Abschalten bereits aus den Regelungen über die Arbeitszeit und Freizeit ergebe. So
seien die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausserhalb der Arbeitszeit nicht
verpflichtet, per E-Mail oder Telefon erreichbar zu sein. Nun hätten die Unternehmen
die bestehenden rechtlichen Regelungen umzusetzen, etwa durch eine Blockierung der
Geräte ausserhalb der Arbeitszeit, ergänzte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in
der Nationalratsdebatte im Herbst 2021. Nationalrat Baptiste Hurni (sp, NE), der die
Motion übernahm, begründete die geforderten Massnahmen mit dem Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmenden, die auch wegen der Covid-19-Krise immer mehr von
zu Hause arbeiten, wo die Trennung zwischen Arbeit und Privatleben schwieriger ist.
Zudem nehme die Digitalisierung der Arbeit zu, wobei es immer einfacher werde, die

MOTION
DATUM: 25.09.2019
GIADA GIANOLA
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Arbeitnehmenden zu erreichen. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 87
zu 67 Stimmen ab. Der Vorstoss wurde lediglich von der SP- und der Grünen-Fraktion
angenommen. 3

1) AB NR 2023, S. 1425 ff.; AB SR, 2023, S. 375; Po. 23.3087
2) AB NR 2023, S. 540 ff.; Bericht RK-NR vom 2.2.23
3) AB NR, 2021, S. 1936
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